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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
 
 
zu dem „Gesetz zur Berücksichtigung personenstandsrechtlicher Entwicklungen in 
den Landesjustizvollzugsgesetzen“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/16867 
Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses 
Drucksache 18/17824 
 
 
 
 
Die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragen, den oben genannten 
Gesetzentwurf der Landesregierung wie folgt zu ändern: 
 
1. Nach Artikel 5 wird der folgende Artikel 6 eingefügt: 
 

„Artikel 6 
Änderung des Justizvollzugsdatenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
Das Justizvollzugsdatenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen vom 12. Oktober 2018  
(GV. NRW. S. 555), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 10. Dezember 2024 
(GV. NRW. S. 1211) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
§ 30 Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt: 
 
„(4) Die Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit und die Staatsanwaltschaften in Nord-
rhein-Westfalen sind befugt, personenbezogene Daten über Freiheitsentziehungen im 
automatisierten Verfahren abzurufen, soweit diese Daten für Zwecke der Strafrechts-
pflege erforderlich sind.““ 

 
2. Der bisherige Artikel 6 wird Artikel 7. 
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Begründung: 
 
Zur Förderung insbesondere von Straf- und Ermittlungsverfahren sind Straf- und Jugendstraf-
richterinnen und -richter darauf angewiesen, von einer möglichen Inhaftierung von Verfahrens-
beteiligten zeitnah Kenntnis zu erlangen. Hauptverhandlungen können nur reibungslos durch-
geführt werden, wenn die Teilnahme aller Beteiligter sichergestellt ist und mögliche Verhinde-
rungsgründe ohne Zeitverzug sowie verlässlich kommuniziert und überprüft werden können. 
Zudem dient die Möglichkeit zur Kenntnisnahme von möglichen Inhaftierungen dazu, Ladungs-
anschriften bei Inhaftierung von Verfahrensbeteiligten zu ermitteln, um rechtssicher prozessu-
ale Folgen an das Ausbleiben zum Erscheinen Verpflichteter knüpfen zu können. 
 
Derzeit ist eine zeitnahe Kenntnisnahme der Inhaftierung von Verfahrensbeteiligten für Straf- 
und Jugendstrafrichterinnen und -richter in Nordrhein-Westfalen allerdings nicht möglich. 
Denn eine behördenübergreifende zentrale Abfragemöglichkeit besteht für die Gerichte der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit des Landes Nordrhein-Westfalen, anders als für die Staatsan-
waltschaften, nicht. Dies bedeutet, dass die erforderlichen Erkenntnisse in jedem Fall bei Po-
lizeibehörden, Staatsanwaltschaften oder Justizvollzugseinrichtungen ermittelt werden müs-
sen. Der damit häufig einhergehende Zeitverzug kann zu Schwierigkeiten und Verzögerungen 
im Verfahrensgang führen. Die wegen des Ausbleibens einzelner Verfahrensbeteiligter erfor-
derliche Verlegung von Terminen belastet Gerichte und Staatsanwaltschaften, Anwaltschaft 
sowie (andere) Zeuginnen und Zeugen, denen unter Umständen überflüssige Anreisen und 
Wartezeiten zugemutet werden. 
 
Zur Effektivierung und Beschleunigung insbesondere laufender Strafverfahren ist es daher an-
gezeigt, den ordentlichen Gerichten des Landes Nordrhein-Westfalen einen Abruf personen-
bezogener Daten über Freiheitsentziehungen im automatisierten Verfahren zu ermöglichen. 
Soweit Freiheitsentziehungen in den Justizvollzugsanstalten des Landes in Rede stehen, wer-
den die dargestellten Verzögerungen und Belastungen mit der in das Gesetz einzufügenden 
Regelung beseitigt. Gleichzeitig werden die technischen Möglichkeiten genutzt, um die Aus-
kunftserteilung zu modernisieren und zu beschleunigen und dabei Personalressourcen zu 
schonen. 
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